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Antrag 

der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Benno Zierer, Prof. (Univ. 
Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans 
Friedl, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Wolfgang Hauber, Jo-
hann Häusler, Dr. Leopold Herz, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, 
Gerald Pittner, Bernhard Pohl, Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann und 
Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Eric Beißwenger, Volker Bauer, Barbara Becker, Alexander Flierl, Dr. Martin Hu-
ber, Dr. Petra Loibl, Klaus Steiner, Martin Wagle CSU 

Verschärfung des Tierschutzgesetzes um illegalen Welpenhandel einzudämmen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine Änderung des 
Tierschutzgesetzes einzusetzen. Das Tierschutzgesetz soll dahingehend verändert 
werden, dass der illegale Handel mit Welpen ein Straftatbestand darstellt. 

Zudem soll sich die Staatsregierung auf Bundes- und Europaebene dafür einsetzen, 
den Handel mit Hunden, die jünger als sechs Monate sind, im Internet zu verbieten, 
soweit es sich nicht um Züchter, Tierschutzvereine oder Tierheime handelt. 

 

 

Begründung: 

In Bayern werden jährlich etliche Hundewelpen aufgegriffen, die auf u. a. illegalem Weg 
aus dem Ausland importiert wurden. Die Welpen selbst wurden häufig unter tierschutz-
widrigen Bedingungen aufgezogen und transportiert. In den meisten Fällen sind die 
Tiere viel zu jung und geschwächt, zudem auch nicht richtig geimpft und nicht hinrei-
chend sozialisiert. Als Folge treten häufig Krankheiten und Verhaltensstörungen bei den 
Welpen auf. Um den illegalen Handel mit den Tieren langfristig effektiv bekämpfen und 
der Verantwortung aus Art. 20a Grundgesetz (GG) gerecht werden zu können, bedarf 
es einer härteren Bestrafung der Händler. Die bislang in § 18 Abs. 1 Nr. 20 Tierschutz-
gesetz (TierSchG) vorgesehene Ordnungswidrigkeit zeigt insoweit keine hinreichende 
Abschreckungswirkung. Die Staatsregierung soll sich daher auf Bundesebene für die 
Einführung eines Straftatbestands in das Tierschutzgesetz bei illegalem Welpenhandel 
einsetzen. Der Landtag begrüßt hierzu den Vorstoß der Bundesregierung, eine Geset-
zesänderung vorzunehmen. 

Illegale Welpenhändler nutzen häufig Internetplattformen, um Welpen anzubieten, die 
aus ausländischen Vermehrungszuchten stammen. Eine Einschränkung des Handels 
mit Welpen im Internet würde die Machenschaften der Händler zudem erschweren. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Benno Zierer u.a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Eric Beißwenger, Volker Bauer, Barbara Becker u.a. CSU 
Drs. 18/1682 

Verschärfung des Tierschutzgesetzes um illegalen Welpenhandel einzudämmen 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine Änderung 
des Tierschutzgesetzes einzusetzen. Das Tierschutzgesetz soll dahingehend ver-
ändert werden, dass der gewerbsmäßige Handel mit Jungtieren und Säugetieren, 
die noch des Muttertiers bedürfen und die nicht landwirtschaftliche Nutztiere sind, 
ohne Erlaubnis nach § 11 Tierschutzgesetz einen eigenen Straftatbestand dar-
stellt sowie dahingehend, dass der tierschutzwidrige Transport zu Handelszwe-
cken strafbar ist. 

Zudem soll sich die Staatsregierung auf Bundes- und Europaebene dafür einset-
zen, den Handel mit Hunden, die jünger als sechs Monate sind sowie anderen jun-
gen Säugetieren, die nicht landwirtschaftliche Nutztiere sind, im Internet zu verbie-
ten, soweit es sich nicht um Züchter, Tierschutzvereine oder Tierheime handelt.“ 

Berichterstatter: Benno Zierer 
Mitberichterstatterin: Ruth Müller 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz feder-
führend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht 
befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 11. Sitzung am 9. Mai 
2019 beraten und e i n s t i m m i g  in der in I. enthaltenen Fassung Zustimmung 
empfohlen. 

Rosi Steinberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Benno Zierer, Prof. 
(Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Falter-
meier, Hans Friedl, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Wolfgang 
Hauber, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rai-
ner Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta 
Widmann und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Eric Beißwenger, Volker Bauer, Barbara Becker, Alexander Flierl, Dr. Martin Hu-
ber, Dr. Petra Loibl, Klaus Steiner, Martin Wagle CSU 

Drs. 18/1682, 18/2239 

Verschärfung des Tierschutzgesetzes um illegalen Welpenhandel einzudämmen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine Änderung des 
Tierschutzgesetzes einzusetzen. Das Tierschutzgesetz soll dahingehend verändert 
werden, dass der gewerbsmäßige Handel mit Jungtieren und Säugetieren, die noch des 
Muttertiers bedürfen und die nicht landwirtschaftliche Nutztiere sind, ohne Erlaubnis 
nach § 11 Tierschutzgesetz einen eigenen Straftatbestand darstellt sowie dahingehend, 
dass der tierschutzwidrige Transport zu Handelszwecken strafbar ist. 

Zudem soll sich die Staatsregierung auf Bundes- und Europaebene dafür einsetzen, 
den Handel mit Hunden, die jünger als sechs Monate sind sowie anderen jungen Säu-
getieren, die nicht landwirtschaftliche Nutztiere sind, im Internet zu verbieten, soweit es 
sich nicht um Züchter, Tierschutzvereine oder Tierheime handelt. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Liste ausgenommen ist die Nummer 12 der Liste. Das ist der Antrag der Ab-

geordneten Horst Arnold, Ruth Müller, Martina Fehlner und anderer (SPD) betreffend 

"Tierschutz bei Tiertransporten sicherstellen" auf der Drucksache 18/1087. Der Aufruf 

dieses Antrags erfolgt auf Wunsch der SPD-Fraktion in der nächsten Sitzung.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Schließen sich die 

beiden fraktionslosen Abgeordneten diesem Votum ebenfalls an? – Gibt es Gegen-

stimmen? – Stimmenthaltungen? – Eine Enthaltung vom Abgeordneten Swoboda, an-

sonsten Zustimmung. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
21. Plenum, 05.06.2019 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 1
zur 21. Vollsitzung am 5. Juni 2019


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 18/1682 vom 12.04.2019
	Beschlussempfehlung mit Bericht 18/2239 des UV vom 09.05.2019
	Beschluss des Plenums 18/2427 vom 05.06.2019
	Plenarprotokoll Nr. 21 vom 05.06.2019

